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stücken ständigen Veränderungen. Es sind jährlich auch 
neue Aufgaben in den Wohngrundstücken und Wohn­
gebieten zu lösen. Diesen Faktoren muß die Ausgestaltung 
des Mitwirkungsvertrags Rechnung tragen. Deshalb soll­
ten bestimmte Aufgaben der Mietergemeinschaft in Jah­
resarbeitsprogrammen, in Hausreparaturplänen und u. U. 
in individuellen Vereinbarungen zwischen Vermieter und 
einzelnen Mietern festgelegt werden.

Eine effektive Erfüllung des Mitwirkungsvertrags ver­
langt, daß die Mietergemeinschaft die im jeweiligen Plan­
jahr durchzuführenden Maßnahmen und Aktivitäten in 
einem Jahresarbeitsprogramm konkretisiert. Mitwirkungs­
vertrag und Jahresarbeitsprogramm bilden dann eine ein­
heitliche Grundlage für ihre Tätigkeit. Die VEB GW/KWV 
sollten sich im Mitwirkungsvertrag verpflichten, der Mie­
tergemeinschaft jährlich ein Rahmenarbeitsprogramm vor­
zugeben. Dieses sollten die VEB GW/KWV mit den jeweili­
gen Wohnbezirksausschüssen der Nationalen Front 
gemeinsam erarbeiten. Dadurch wird gewährleistet, daß 
politisch-ideologische, geistig-kulturelle und ökonomische 
Zielstellungen vorgegeben und damit die Aktivitäten der 
Mietergemeinschaften auf solche Vorhaben gelenkt werden, 
die im Volkswirtschaftsplan sowie in den gemeinsam von 
den örtlichen Volksvertretungen und den Ausschüssen der 
Nationalen Front beschlossenen jährlichen Wettbewerbs­
programmen enthalten sind.

*

Die hier in Grundzügen skizzierten Anforderungen, die an 
den Abschluß und die inhaltliche Ausgestaltung der Mit­
wirkungsverträge zu stellen sind, gewährleisten, daß die 
rechtliche Gestaltung der kollektiven Mietermitwirkung in 
Einklang mit der Zielsetzung des ZGB steht. Mit der effek­
tiven inhaltlichen Ausgestaltung der Mitwirkungsverträge 
werden wichtige Voraussetzungen geschaffen, um die 
demokratische Mitwirkung der Mieter auf breiter Basis zu 
fördern.
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Der Schutz des Eigentums der LPGs und des von ihnen in 
zunehmendem Maße genutzten Volkseigentums sowie der 
übrigen genossenschaftlich genutzten Produktionsmittel ist 
eine wichtige Aufgabe beim schrittweisen Übergang der 
Landwirtschaft zu industriemäßigen Produktionsmethoden. 
Das LPG-Recht enthält in § 14 LPG-Gesetz sowie in Ziff. 9 
Abs. 4 MSt1 und anderen Regelungen die grundlegende 
Verpflichtung der Genossenschaftsbauern und Arbeiter, das 
sozialistische Eigentum zu mehren und es vor Schädigung 
und Verlust zu schützen. Hierbei spielt die Schadenersatz­
pflicht der Genossenschaftsbauern gegenüber ihrer LPG 
nach wie vor eine Rolle. Ergänzend zum Prinzip der mate­
riellen Interessiertheit und der ideellen Anerkennung guter 
Leistungen wird mit der materiellen Verantwortlichkeit 
darauf hingewirkt, die Genossenschaftsbauern dazu zu er­
ziehen, stets ehrlich und verantwortungsbewußt an der 
genossenschaftlichen Arbeit teilzunehmen, die Arbeitsauf­
gaben ordnungsgemäß zu erfüllen und das genossenschaft­
liche Eigentum zu hüten.

Die Regelungen zur materiellen Verantwortlichkeit der 
Genossenschaftsbauern (§§ 15 bis 17 LPG-Gesetz, Ziff. 45 
und 48 MSt) sowie für Genossenschaftsbauern, die in 
rechtsfähigen kooperativen Einrichtungen tätig sind 
(Ziff. 43 des Musterstatuts für kooperative Einrichtungen2), 
entsprechen den mit dem Übergang zur industriemäßigen 
Produktion auf dem Weg der Kooperation einhergehenden 
tiefgreifenden sozialökonomischen Veränderungen auf dem 
Land. Diese beziehen sich darauf, die Lebensbedingungen 
des Dorfes denen der Stadt anzunähern, um die wesent­
lichen Unterschiede zwischen Stadt und Land zu überwin­
den.3 Im Zusammenhang mit den Regelungen zur mate­
riellen Verantwortlichkeit der Genossenschaftsbauern sind 
durch die Musterstatuten von 1977 u. E. einige neue Fragen

aufgeworfen worden, zu deren Klärung wir beitragen wol­
len.

Wird ein Schaden am genossenschaftlichen Eigentum 
festgestellt, verpflichten § 17 Abs. 1 LPG-Gesetz und 
Ziff. 45 MSt den Vorstand der LPG, unverzüglich die Ur­
sachen und begünstigenden Bedingungen unter Mitwir­
kung der Genossenschaftsbauern und Arbeiter mit dem 
Ziel aufzudecken, weitere Pflichtverletzungen zu vermei­
den, die Auseinandersetzung mit den Schädigern zu füh­
ren, die schuldhaft das sozialistische Eigentum geschädigt 
haben, und der Vollversammlung einen Vorschlag über 
die Geltendmachung des Schadenersatzes zu unterbreiten. 
Der Vorstand ist von sich aus nicht berechtigt, zu ent­
scheiden, daß die materielle Verantwortlichkeit nicht an­
gewandt wird. Ob und ln welcher Höhe ein Schadenersatz­
anspruch geltend gemacht wird, entscheidet ausschließlich 
die Vollversammlung (§ 17 Abs. 2 LPG-Gesetz i. V. m. 
Ziff. 61 Abs. 2 Buchst, f MSt). Lediglich in weniger schwe­
ren Fällen ist der Vorstand berechtigt, anstelle der mate­
riellen Verantwortlichkeit disziplinarische Maßnahmen zu 
ergreifen (§15 Abs. 1 LPG-Gesetz). Diese Regelung ent­
spricht der Bedeutung des Schutzes des genossenschaft­
lichen Eigentums für die Entwicklung der LPG und der 
deshalb festgelegten ausschließlichen Zuständigkeit der 
Vollversammlung für die Entscheidung über Schaden­
ersatzansprüche gegenüber Genossenschaftsbauern.4

Zum Umfang der Schadenersatzpflicht 
und zum Schadensbegriff

Da die Regelungen des LPG-Gesetzes weiterhin in Kraft 
sind, kann u. E. Ziff. 48 MSt, die hinsichtlich des Umfangs 
der Schadenersatzpflicht der Genossenschaftsbauern auf


